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«Frauenpower – aber
bitte nur Teilzeit»
Claudia Wirz schreibt Versorgungs-
lücken in der Nutztiermedizin dem
hohen Frauenanteil in diesem Beruf zu
(NZZ 17. 11. 18). Ich habe Veterinär-
medizin zu einer Zeit studiert, als Aus-
bildung und Beruf noch fest in Männer-
hand waren. Die typische Praxis sah so
aus: Der Mann arbeitete als Tierarzt,
meist war er unterwegs, da er seine
Patienten – Nutztiere – in ihren Ställen
besuchte und behandelte. Seine Frau
blieb zu Hause und bediente neben
dem Haushalt das Telefon (Handy gab
es ja noch nicht) und half auch oft in
der Praxis mit. Es gab viele kleine Bau-
ernbetriebe mit wenigen Nutztieren,
die jedoch medizinisch vielfältig behan-
delt wurden.Reine Kleintierpraxen gab
es nur in der Stadt, und die Ansprüche
der Besitzer an die medizinische Ver-
sorgung ihrer Lieblinge hielten sich in
Grenzen.Dies hat sich grundlegend ge-
ändert. Es gibt weniger, aber grössere
Bauernhöfe, in denen Hochleistungs-
kühe stehen, die auch mit Computern
überwacht werden, die Wirtschaftlich-
keit steht stärker imVordergrund als im
früheren Kleinbetrieb, Prophylaxe ist
wichtiger als die Behandlung des Ein-
zeltieres.
All dies macht den Beruf des Gross-
tierarztes medizinisch weniger attraktiv,
und zudem ist er auch körperlich sehr
anstrengend. Ganz anders ist die Ent-
wicklung in der Kleintierpraxis.Der heu-
tige Hunde- oder Katzenfreund erwartet
eine Behandlung, die der in der Human-
medizin möglichst nahekommt, und ist
auch bereit, dafür zu bezahlen. Die mo-
derne Kleintierpraxis ist mit teuren Ge-
räten ausgerüstet, die sich eine Einzel-
person gar nicht leisten kann. So entste-
hen Gruppempraxen, z.T. durch Gross-
firmen finanziert, in denen auch
Teilzeitarbeit möglich ist. Den veränder-
ten Umständen hat sich auch dieAusbil-
dung angepasst, die für Frauen attrakti-
ver ist (zu meiner gehörte noch Huf-
beschlag). Es sind die veränderten An-
forderungen an die Tierärzte, heute
Tierärztinnen, die zu dieser «Frauen-
power» geführt haben, und die es ihnen
auch erlauben,Beruf und Familie zu ver-
binden. Eine Männerquote würde daran
ganz sicher nichts ändern.
Gret Lott-Stolz, Uerikon, Tierärztin
Als Tierärztin, die selbst im Berggebiet
gearbeitet hat und nun im Veterinär-
dienst tätig ist, und Mutter zweier Kin-
der sehe ich die Problematik weitrei-
chender. Engpässe in der Versorgung
der ländlichen Tierarztpraxis allein
einem Geschlecht in die Schuhe zu
schieben, ist zu kurz gedacht. Ich bin
fest davon überzeugt, dass flexible, mo-
derne und verlässliche Arbeitszeit-
modelle auch den Tierärzten mit Fami-
lie helfen, ihre Passion weiter auszu-
üben. Leider ist dasAngebot in der Pra-
xis kaum vorhanden.Die Tatsache, dass
die Kinderbetreuung in der Schweiz
anders als in den Nachbarländern
enorm teuer ist, erschwert die Situation.
Meiner Meinung nach ist das Problem
ein strukturelles. Es auf ein Geschlecht
herunterzubrechen, ist zu einfach und
nebenbei diskriminierend.
Annika Reiter, Frauenfeld, Tierärztin
Uno-Migrationspakt
Ich kann dem Kommentar von Lucien
Scherrer vom 22. 11. 18 nur zustimmen,
und es ist notwendig, dass über diesen
Migrationspakt diskutiert wird. Man
kann zum Migrationspakt stehen, wie
man will, aber es ist gefährlich,wenn Be-
griffe verwischt werden und so bei einer
Absichtserklärung von einem Pakt und
einem Soft Law gesprochen wird. Unter
einem Pakt kann ein Vertrag, ein Bünd-
nis oder eine zwischenstaatliche Über-
einkunft verstanden werden, so dass sehr
wohl nach einer Unterzeichnung eines
solchen Dokumentes rechtliche Ver-
pflichtungen abgeleitet werden könnten
und dieser Pakt zu einem sogenannten
Soft Law mutiert, ein ebenfalls sehr ge-
fährlicher Begriff. Gibt es dann später
nebst dem eigentlichen Law (Gesetz) ein
Hard Law, ein Little Hard Law, ein Very
Soft Law? Ein Gesetz sollte ein Gesetz
sein, dies kann strenger oder milder aus-
gestaltet werden, aber immer Gesetz
bleiben und nicht durch schwammige
Begriffe unterhöhlt werden.
Beat A. Gürtler, Rüschlikon
Zu viel graue Energie
bei Elektroautos
Das batteriebetriebene Elektrofahrzeug
hat eine schlechtere CO
2
-Bilanz als ein
Dieselauto («Wir brauchen das Elektro-
fahrzeug, um die CO
2
-Ziele zu errei-
chen»,NZZ 19. 11. 18).Der Grund dafür
ist die «graue Energie», d. h. die Energie
die aufgewendet werden muss, um das
Fahrzeug und seine Komponenten her-
zustellen und betriebsbereit zu halten.
BeimDieselauto hat der Betriebsstoff 12
kWh Energiegehalt/kg. Davon kommt
einViertel, d. h. 3 kWh/kg, auf die Räder.
Beim Elektroauto hat der Li-Ion-Akku
bloss 200 Wh Energiegehalt/kg. Davon
kommen dreiViertel, d. h. 150Wh/kg, auf
die Räder. Der Li-Ion-Akku hält auch
nur etwa 2000 Ladezyklen, danach muss
er ersetzt werden, was graue Energie
kostet. Hinzu kommt der Energiever-
brauch durch totes Gewicht: Ein Diesel-
auto führt etwa 50 kgTreibstoff mit sich.
Für dieselbe Autonomie muss das Elek-
troauto 1000 kg Lithium-Akku mit sich
schleppen.Diese zusätzlicheTonnemuss
im Stadtverkehr laufend beschleunigt
und wieder abgebremst werden, was
Energie kostet.
Das Argument, dass das Elektroauto
dafür mit ökologischer Hydroelektrizität
oder mit Solarstrom fährt,wird durch die
Notwendigkeit,Akkus herstellen zumüs-
sen, völlig zunichtegemacht, denn für die
Lithium-Akkus sind chemische Materia-
lien nötig, die wiederum auf Petroleum-
basis erarbeitet werden müssen, was in
der CO
2
-Bilanz negativ zu Buche schlägt.
Auch dass man rein mit Wasserenergie
oder Solarstrom fahren könne, ist gegen-
wärtig nochWunschdenken. In Deutsch-
land werden wieder neue Kohlekraft-
werke gebaut,umdemwachsendenElek-
trizitätskonsum Stirn bieten zu können,
und damit beisst sich nun das Argument
von Herbert Diess wirklich in den
Schwanz. Beim Kohlekraftwerk werden
etwa 30 Prozent der in der Kohle enthal-
tenen Energie in Elektrizität umgesetzt,
davon kommen über das Netz noch 25
Prozent beim Benutzer an. Wird damit
einAkku geladen, so hat man noch etwa
19 Prozent davon gespeichert, und es
kommen schliesslich noch 14 Prozent auf
die Räder. Ein Dieselmotor bringt da-
gegen 25 Prozent der im Treibstoff ent-
haltenen Energie auf die Strasse. Mit
anderen Worten: Volkswagen setzt hier
auf einen hinkenden Gaul.
Edgar Müller, Lausanne
Neue Vorschläge?
Neue Vorschläge für unsere Agrarpoli-
tik (NZZ 24. 11. 18)? Vermutlich
braucht es das. Aber in erster Linie
braucht es sachliches Verständnis.
Unsere Landwirtschaft kostet viel Geld,
zugegeben. Aber denken die Kritiker
der heutigen Agrarpolitik daran, dass
sich die Landwirtschaft auch bei uns in
einem doch recht radikalen Umbruch
befindet? Dass der Staat viel Geld aus-
gibt, damit der starke Strukturwandel
nicht noch stärker wird? Ein grosser
Teil der Bauern ist trotz allen Beiträgen
nicht in der Lage, das für dasWeiterbe-
stehen des Betriebes nötige Geld zu
verdienen. Beachten die Kritiker im
Weiteren, dass Bioprodukte nicht nur
im Laden teurer sind, sondern auch
dem Staat zusätzliche Kosten (für wei-
tere Beiträge) verursachen? Ein Bio-
land Schweiz müssen wir auch zahlen
können und wollen! Denken die Bio-
fans daran, dass Grasland eigentlich
keine Pflanzenschutzmittel benötigt?
Bioproduktion bei Graswirtschaft ist
leicht zu verwirklichen!Auch ich würde
als Bauer im Graswirtschaftsgebiet auf
Bio umstellen. Zerstören die Bauern
unsere Lebensgrundlagen? Weshalb
denn die enormen Ertragssteigerungen
in den letzten Jahrzehnten?Antibiotika
gegen Eutererkrankungen: Spielt viel-
leicht auch die Produktion von Roh-
milchkäse eine Rolle, die nach mög-
lichst kleiner Keimzahl in der angelie-
ferten Milch verlangt? Flächen-
deckende Überdüngung des
Mittellandes? Gibt es einen Bauern, der
viel Geld für Dünger aufwendet, ohne
dass es sich auf den Ertrag auswirkt?
Karl Hostettler, Aadorf
Der bedenkenswerten Auslegeordnung
von Angelika Hardegger zur Agrarpoli-
tik füge ich ein Erlebnis bei, das ich bei
einer Bergwanderung im Spätherbst ge-
macht habe. Schon von weitem waren
Bauern mit dicken Schläuchen zu sehen.
Grossflächig brachten sie Jauche aus.Aus
der Nähe wurde das Resultat sichtbar:
Eine dicke Schicht aus Gülle und Stroh
auf den steilen Alpwiesen. Ich sprach
den Bauern auf sein Tun an. Er meinte,
dass es halt nicht anders gehe und die
Natur alles wieder ins Lot bringenwürde.
Zum Schluss bedankte er sich dafür, das
Vorkommnis nicht einer kantonalen
Stelle oder Pro Natura zu melden. Das
Vertrauen in die Bauernschaft wird
durch solche Aktionen nicht gestärkt
und auch nicht das Verständnis für
öffentliche Beiträge, die einen ökologi-








Dass die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) kein sonderlich
weltoffenes Gedankengut vertritt, ist nicht erst seit der von ihr initi-
ierten Ablehnung des Uno-Migrationspakts durch die österreichi-
sche Koalitionsregierung bekannt.Auch die Islamkritik ist seit Jah-
ren zentralerTeil des freiheitlichen Programms und Selbstverständ-
nisses. Entsprechend war bei einem 2008 vom FPÖ-Bildungsinsti-
tut durchgeführten Seminar über die «Grundlagen des Islam» kaum
eine objektive und wissenschaftliche Einführung zu erwarten –
schon das Programm versprach,dass hier das «Deckmäntelchen der
Toleranz» gelüftet würde.Die Seminarleiterin fuhr vor denTeilneh-
mern – durchgehend Parteisympathisanten, mit Ausnahme einer
verdeckt recherchierenden Journalistin – denn auch schweres Ge-
schütz auf: So bezichtigte sie etwa den Propheten Mohammed mit
Verweis auf seine Ehemit der jungenAisha pädophiler Neigungen.
AufAnzeige der Journalistin wurde die Leiterin wegen «Herab-
würdigung religiöser Lehren» zu einer Busse verurteilt. Mit Hin-
weis auf die Diagnoseklassifikation der Weltgesundheitsorganisa-
tion führten die österreichischenGerichte aus,Mohammeds Bezie-
hung zu Aisha sei nicht als pädophil zu taxieren; die Äusserungen
der Seminarleiterin seien deshalb geeignet gewesen, religiöse Ge-
fühle zu verletzen. Der von der Seminarleiterin angerufene Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat nun ent-
schieden, dass die Sanktionierung dieser Äusserungen dem Schutz
des religiösen Friedens diene und in einer demokratischen Gesell-
schaft notwendig sei; das Recht auf freieMeinungsäusserung wurde
folglich nicht verletzt.
EGMR-Beschwerden in Zusammenhang mit Religionsbeleidi-
gung gründen auf zwei diametral entgegengesetzten Vorwürfen.
Entweder wird moniert, dass ein Konventionsstaat die Beleidigung
eines Bekenntnisses nicht pönalisiert; entsprechende Beschwerden
wurden gegen das Vereinigte Königreich wegen der «Satanischen
Verse» und gegen Dänemark wegen der Mohammed-Karikaturen
erhoben.Oder die Konvention soll – wie vorliegend – verletzt sein,
weil blasphemische Äusserungen geahndet wurden. In beiden Fäl-
len verweist der Gerichtshof stets auf den subsidiären Charakter
der Konvention. Insbesondere bei religiösen Fragen räumt der
EGMR den Mitgliedstaaten einen erheblichen Ermessensspiel-
raum ein. Diese Zurückhaltung eines internationalen Spruchkör-
pers ist verständlich (nicht nur in der Schweiz rufen «aktivistische»
Strassburger Urteile Protest hervor). Aber warum soll gerade bei
religiösen Fragen dieses Ermessen besonders weit gefasst werden?
Im Perinçek-Fall gegen die Schweiz hatte der EGMR 2015 ent-
schieden, dass die Bestrafung eines türkischen Politikers wegen
Leugnung desArmenier-Genozids die Redefreiheit verletze.Denn
diese Leugnung führe zu keiner konkreten Bedrohung und histori-
sche Forschung sei definitionsgemäss kontrovers.DieVerurteilung
der Seminarleiterin für Äusserungen, die ebenfalls eine rein abs-
trakte Gefährdung schufen, schützt der EGMR hingegen und rügt
ihre inkorrekteWiedergabe historischer Fakten.
Mehr noch – eine solche Abschirmung religiöser Gefühle soll
sogar konventionsrechtlich geboten sein. Aber obliegt es wirklich
dem nationalen Gesetzgeber, gestützt auf religiöse Dogmatik zu
entscheiden,welche religiösen Sensibilitäten strafrechtlich zu schüt-
zen sind?Wenn die theologische Perspektive bestimmt,welche Per-
sonen undThemen der (oft eben) kaustischen Kritik entzogen wer-
den, so wird die öffentliche Diskussion in einem ganz zentralen
Aspekt gehemmt.
Einmal mehr legt der EGMR bei Religionen einen anderen
Massstab an. In den öffentlichen Gottesdiensten zahlreicher Reli-
gionen wird den Anders-, Nicht- und erst recht den Nicht-mehr-
Gläubigen moralische Verderbtheit vorgeworfen und mit ewigem
Höllenfeuer gedroht. Aber diese verlorenen Seelen sind offenbar
robust genug, um solche Anwürfe auszuhalten – obwohl die Kon-
vention auch ihre Überzeugungen schützt.
Lorenz Langer unterrichtet und forscht an der Universität Zürich und am
Liechtenstein-Institut.
Einmal mehr legt der EGMR
bei Religionen
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Korrigendum
zz · In der NZZ vom 27.November 2018
wurde SVP-Nationalrat Heinz Brand
dem falschen Verband von Krankenver-
sicherern zugeordnet. Brand ist Präsi-
dent von Santésuisse (und nicht von
Curafutura). Die beiden Verbände ver-
treten bei den Mehrjahresverträgen für
Wahlfranchisen unterschiedliche Positio-
nen.Während Santésuisse den Entscheid
des Nationalrats vomMontag zugunsten
solcherVerträge begrüsst, ist Curafutura
gegen solche Verträge.
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